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Gut eine Woche vor dem Start des 
Sommersemesters kam der Lockdown. 
Wie in allen Bereichen des öffentli-
chen Lebens galt es damit auch an den 
Hochschulen einen Ausnahmezustand 
zu ordnen: Ende März wurde der Se-
mesterstart bundesweit verschoben, 
um die technische Infrastruktur und 
die Lehrveranstaltungen den neuen 
Gegebenheiten anpassen zu können. 
Veranstaltungen wurden kurzerhand 
auf digitale Formate umgestellt oder 
gar gestrichen, Bibliotheken standen 
nur noch digital und damit stark be-
grenzt zur Verfügung, die Mensen  
schlossen.

Aus epidemiologischer Sicht wa-
ren die Maßnahmen berechtigt. Der 
Haken ist nur: Die Handlungen orien-
tierten sich vor allem an organisatori-
schen, strukturellen und institutionel-
len Fragen: Wann sollte das Semester 
starten? Wie kann die Lehre aussehen? 
Wie sollen Prüfungen absolviert und 
Abschlussarbeiten eingereicht wer-
den? Weitgehend ausgeblendet blie-
ben indes – ähnlich wie bei Kita- und 
Schulschließungen – die möglichen 
Auswirkungen auf die Studierenden, 
die in prekären Lebenslagen leben. 
Und diese Ignoranz setzt sich bis heu-
te fort: Während in Windeseile mehrere 
Konjunkturpakete für die Wirtschaft in 
Milliardenhöhe vom Bundestag verab-
schiedet wurden, warten viele Studie-
rende bis heute vergeblich auf finanzi-
elle Unterstützung. 

Maßnahmen zugunsten der Studie-
renden kamen zunächst lediglich von 
den Universitäten selbst: Die Abgabe-
fristen für Haus- und Abschlussarbei-
ten wurden verlängert und das laufen-

de Sommersemester wurde vielerorts 
nicht als Fachsemester gezählt. Auf 
diese Weise wollte man den Studieren-
den Freiräume schaffen, um entspann-
ter in das außerordentliche Sommerse-
mester starten zu können. Ohne finan-
zielle Absicherung allerdings fiel es 
vielen schwer, diese Zeit tatsächlich im 
Sinne des Studiums zu nutzen.

Hier offenbart sich ein zentraler 
Fehler im Umgang mit Studierenden 
im Allgemeinen, besonders aber in der 
Krise: Wer studiere, sei bereits privile-
giert – wenn nicht jetzt, dann spätes-
tens nach dem Studium – und für die 
anderen gäbe es ja das BAföG, so die 
offenbar weithin geteilte Annahme. 
Diese aber ist so oberflächlich wie ver-
fehlt, denn die Finanzierungskonzep-
te und Problemlagen von Studierenden 
sind weitaus komplexer: Längst nicht 
jede*r bedürftige Studierende hat ei-
nen Anspruch auf BAföG und selbst 
jene, die es bekommen, können nur 
selten ihren gesamten Lebensunter-
halt mit dem Bildungskredit bestrei-
ten. Nicht jede*r Studierende hat gute 
Jobaussichten, erst recht nicht in einer 
Wirtschaftskrise. Und schließlich ver-
fügt auch nicht jede*r Studierende über 
die nötige Resilienz, diese Krise in den 
eigenen vier Wänden – und damit wo-
möglich allein – ohne Schwierigkeiten 
zu überstehen. Eine Erhebung der Uni-
versität Würzburg zeigt beispielswei-
se, dass über die Hälfte der befragten 
Studierenden negative Auswirkungen 
auf ihre psychische Gesundheit erwar-
ten oder bereits erleben.1

1	 Vgl. Pressemitteilung der Universität Würz-
burg, Studieren in Coronazeiten, www.
uni-wuerzburg.de, 25.5.2020. 

Pia Stendera

Studieren auf Pump:  
Corona und die akademische Spaltung

202008 Blätter-Buch.indb   9202008 Blätter-Buch.indb   9 15.07.20   11:2015.07.20   11:20



10     Kommentare 

Blätter für deutsche und internationale Politik 8/2020

Besonders betroffen sind die ohne-
hin ökonomisch und sozial schlechter 
gestellten Studierenden – auch, weil 
sich das Hochschulsystem für ihre Pro-
blemlagen erneut als blind erweist. 
Zwar mag die Zulassung an Universitä-
ten und Hochschulen formal betrach-
tet egalitär sein, das Studieren ist es 
jedoch nicht. Diese Tatsache fand bei 
den Entscheidungen zur Unterstüt-
zung Studierender in der Krise wieder 
einmal keine Berücksichtigung.

Finanzielle Ungleichheit

Gerade die Einnahmen von Studieren-
den sind diverser, als es die vermeint-
liche Wahl zwischen Elternunterstüt-
zung und BAföG suggeriert. Selten ge-
nügt die eine oder andere Bezugsquelle 
für den ganzen Lebensunterhalt. Laut 
der 21. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks erhielten im bislang 
letzten Erhebungszeitraum 2016 gera-
de einmal ein Viertel der Studierenden 
BAföG.2 Im Schnitt bekamen sie 435 
Euro – damit können sie kaum mehr als 
die durchschnittlichen Kosten für ein 
WG-Zimmer decken. Selbst die nach 
jahrelangen Forderungen endlich zum 
Wintersemester 2019/2020 beschlos-
sene BAföG-Höchstsatzanpassung auf 
bis zu 861 Euro dürfte nur geringe Aus-
wirkungen haben. Denn am Grund-
problem des BAföG-Zugangs hat sich 
nichts geändert: Nicht wenige Studie-
rende schrecken vor der mit dem An-
trag verbundenen Bürokratie zurück, 
viele scheuen die Verschuldung – die 
Hälfte des ausgezahlten BAföG-Be-
trages wird als Zuschuss gewährt, die 
andere Hälfte muss nach dem Studi-
um zurückgezahlt werden – und viel 
zu wenige erhalten aufgrund der zu 
geringen Elternfreibeträge überhaupt 
eine Bewilligung.

2	 Vgl. Elke Middendorff et al., Die wirtschaft-
liche und soziale Lage der Studierenden in 
Deutschland 2016. 21. Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerks, www.studenten-
werke.de.

Doch auch von der finanziellen Unter-
stützung ihrer Eltern können nur die 
wenigsten Studierenden ihre gesam-
ten Kosten decken: Im Durchschnitt 
erhalten sie von diesen 541 Euro pro 
Monat und liegen auch damit weit un-
terhalb der deutschen Armutsgrenze 
von derzeit 892 Euro für eine alleinste-
hende Person. Allerdings unterschei-
den sich die Zuwendungen je nach Bil-
dungsherkunft enorm: Während Stu-
dierende mit hoher Bildungsherkunft 
ihre Einnahmen zu 66 Prozent über die 
Eltern und nur zu 20 Prozent mit dem 
eigenen Verdienst decken, erhalten 
Studierende mit niedriger Bildungs-
herkunft lediglich 33 Prozent ihrer Ein-
nahmen über die Eltern und 30 Prozent 
über den eigenen Verdienst.3 Um das 
Studium und den Lebensunterhalt zu 
finanzieren, greifen einige Studieren-
de auch in normalen Zeiten zusätzlich 
auf Studienkredite zurück, andere 
spenden Blutplasma. Fast zwei Drittel 
der Studierenden arbeiten neben dem 
Studium. Laut Studentenwerk insbe-
sondere jene, die eine niedrige bzw. 
mittlere Bildungsherkunft haben. 

Doch mit der Schließung von Kul-
turstätten, Geschäften und der Gast-
ronomie brachen zahlreiche geringfü-
gige Beschäftigungen weg. Mehr als  
40 Prozent der Studierenden hierzu-
lande verloren dadurch ihre Neben-
jobs.4 Davon sind insbesondere Studie-
rende aus Arbeiter*innenfamilien be-
troffen, da diese häufiger fachfremd, 
also beispielsweise nicht als studenti-
sche Hilfskräfte an den Universitäten, 
arbeiten.5

Während die SPD schon zu Beginn 
der Coronakrise eine Öffnung des 
BAföGs forderte, verwies das Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung unter Anja Karliczek (CDU) 
lediglich auf ein Darlehen von bis zu  

3	 Vgl. Jan Berkes, Frauke Peter und C. Kathari-
na Spieß, Wegfall von Studi-Jobs könnte Bil-
dungsungleichheit verstärken, in: „DIW aktu-
ell“, 44/2020, www.diw.de.

4	 Vgl. Petra Welzel, Die Jugend kriegt die Krise, 
in: „Ver.di Publik“, 4/2020.

5	 Vgl. Berkes, Peter, Spieß, a.a.O.
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650 Euro über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW), das im Zuge der 
Pandemie bis Ende März 2021 zinslos 
gestellt wurde6 – eine Antwort, die auf 
der Annahme beruht, alle Studieren-
den trauten sich unabhängig von ihren 
Berufsaussichten in einer Krisensituati-
on zu, sich (zusätzlich) zu verschulden.

Man ist geneigt, dem Bildungsmi-
nisterium völlige Ignoranz zu unter-
stellen, forderten doch bereits Anfang 
April über 50 Jugendorganisationen 
aus Europa „Corona-Bonds“ für junge 
Menschen: Die Finanzkrise 2007 ha-
be gezeigt, dass gerade die Jugend-
arbeitslosigkeit in Folge einer wirt-
schaftlichen Krise hochschnelle. Er-
fahrungsberichte von Absolvent*innen 
aus den vergangenen Monaten bestäti-
gen dieses Bild.7

Auch hierzulande forderten Studie-
rendenvertretungen eine Soforthilfe in  
Höhe von 3000 Euro für drei Mona-
te. Und doch sollten sich Studierende 
im Gegensatz zu Unternehmen, Solo- 
Selbstständigen sowie Kurzarbeiter* 
innen nicht auf sozialstaatliche Leis-
tungen, sondern auf die Unterstützung 
durch Angehörige verlassen – oder be-
sagte Kredite in Anspruch nehmen. Da-
bei waren auch diese längst nicht für 
alle zugänglich. Hinzu kommt, dass 
dieses Vorgehen die Ungleichheit ein 
weiteres Mal verstärkt: Wer ein finan-
ziell gut ausgestattetes Elternhaus hat, 
braucht sich nicht zu verschulden. Wes-
sen Eltern nicht in der Lage sind, ih-
re Kinder in dieser Notlage finanziell 
zusätzlich zu unterstützen, türmt den 
Schuldenberg weiter auf.

Allein bis zum Hinweis auf die 
KfW-Kredite verging bereits mehr als 
ein Monat des finanziellen Stillstands. 
Die ersten Zahlungen an Kreditneh-
mer*innen erfolgten wiederum erst 
Anfang Juni. Und der von Karliczek 
Ende April angekündigte Nothilfefond 
von 100 Mio. Euro, der Studierenden in 

6	 Vgl. KfW-Studienkredit soll Studierende in 
der Corona-Krise unterstützen, Pressemittei-
lung, 30.4.2020, www.kfw.de.

7	 Vgl. Welzel, a.a.O.

„besonders akuter Notlage“8 schnell 
und unkompliziert über die Studieren-
denwerke aushelfen sollte, ließ lange 
auf sich warten. 

Die Verdichtung lebensweltlicher 
Ungerechtigkeit

Gleichzeitig wurde das Leben wäh-
rend des Lockdowns auch für die Stu-
dierenden teurer und umständlicher. 
Preiswerte Mahlzeiten in der Mensa, 
der Zugang zu bezahlbaren, wenn 
auch noch immer zu teuren Copyshops 
und die kostenlose Ausleihe von Bü-
chern aus der Bibliothek sind für viele 
keine zusätzlichen Privilegien, son-
dern notwendige Voraussetzungen 
zum Studieren. All dies brach plötzlich 
auf unbestimmte Zeit weg. Für jene, 
die ohnehin an ihren Kapazitätsgren-
zen lebten, wurde das Leben damit un-
bezahl- und unbestreitbar.

Dies mag übertrieben klingen, doch 
eben dort zeigt sich der tote Winkel 
akademischer Lebenswelten: Die Ein-
nahmestruktur ist der am ehesten er-
fass- und sichtbare Kern der sozialen 
Ungleichheit unter den Studierenden. 
Von ihr aus ziehen sich feinere Ar-
mutslinien, die bis in die Krise hinein 
größtenteils verborgen blieben. Das ist 
kaum verwunderlich, denn es gibt kul-
turell noch immer keinen Raum, in dem 
finanzielle wie mentale Hürden ohne 
Scham kommuniziert werden können: 
Soziale Ungleichheit wird noch zu oft 
als individuelles Problem betrachtet, 
das im Laufe der Bildungsbiographie 
zu überwinden sei. Das aber ist ein ge-
fährlicher Fehlschluss, der zu ihrer Re-
produktion beiträgt. 

Während im Zuge der Corona- 
krise relativ rasch, wenn auch längst 
nicht ausreichend, über die soziale Un-
gleichheit unter Schüler*innen disku-
tiert wurde, blieb ein solcher Diskurs 
für das Hochschulsystem größtenteils 

8	 Karliczek: Wir unterstützen Studierende in 
Not, Pressemitteilung 051/2020, www.bmbf.
de, 30.4.2020.
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aus. Und während die unzureichende 
technische Ausstattung für digitales 
Homeschooling bei Schüler*innen um-
gehend thematisiert und schließlich 
sogar zusätzliche finanzielle Mittel 
zur Verfügung gestellt wurden,9 wur-
de ein eigener Laptop und ein ruhiges 
Arbeitszimmer bei Studierenden still-
schweigend vorausgesetzt.

Doch in der Folge von Jobverlusten, 
geschlossenen Bibliotheken und feh-
lender staatlicher Hilfe verloren Stu-
dierende nicht nur ihre Zugänge zu 
kostenlosen Arbeitsorten, sondern teils 
auch Wohnungen oder WG-Zimmer. 
Einige zogen zurück zu den Eltern und 
konnten teils aufgrund der schlechten 
Internetverbindung dort nur mit Ton an 
Videoseminaren teilnehmen. Manch 
andere schalteten aufgrund fehlender 
Laptops nur per Smartphone zu, was de 
facto kein richtiges Mitarbeiten ermög-
licht. Während einige Studierende also 
ohne Probleme auf Home-Office um-
stellten, waren andere schlichtweg ar-
beitsunfähig. Und während einige Stu-
dierende weiterhin Zuwendungen von 
den Eltern erhielten, rangen andere in 
dünn besetzten Arbeitsämtern um den 
Status des Teilzeitstudierenden auf 
Hartz IV – denn allein dieses Armuts-
zeugnis stellte sich in der Krisenzeit als 
wirksamste Alternative heraus. 

Es ist nicht so, dass Studierende 
sich nicht bemerkbar gemacht hätten: 
durch Gremienarbeit, Petitionen und 
nach Lockerung der Maßnahmen zur 
Eindämmung des Coronavirus auch 
durch Großdemonstrationen. Nur Ge-
hör fanden sie nicht. 

Erst Mitte Juni, fast drei Monate 
nach Beginn des bundesweiten Lock-
down, wurden die als akut und schnell 
angekündigten Überbrückungshilfen 
des BMFB konkret: Seitdem können 
Studierende Nothilfe bei ihren Studie-
rendenwerken beantragen – im Ge-
gensatz zum KfW-Kredit sogar unab-
hängig von ihrem Alter und ihrer Se-

9	 Vgl. zur Kritik: Tim Engartner und Lisa-Marie 
Schröder, Apple, Google & Co.: Kommerz im 
Klassenzimmer, in: „Blätter“, 7/2020, S. 45-48.

mesterzahl.10 Und doch fällt die Kritik 
erneut laut aus: Das Problem ist nicht 
nur, dass bis zur ersten Ausschüttung 
mehr als drei Monate vergangen sind. 
Wer dem zugeordneten Studierenden-
werk diverse Daten, unter anderem sei-
ne vollständigen Kontoauszüge seit Fe-
bruar und gegebenenfalls das Kündi-
gungsschreiben des Arbeitgebers vor-
legt, kann nun bis zu 500 Euro pro Mo-
nat bekommen. Die Voraussetzung ist 
allerdings: Das Konto ist blank. Denn 
die Nothilfe sieht lediglich vor, das 
Konto der Antragsteller*innen auf 500 
Euro aufzustocken. Wer noch 300 Euro 
hat, bekommt 200 Euro. Wer 450 Euro 
hat, nur 50. Wer sich also bis zur ersten 
Ausschüttung Anfang Juli Geld gelie-
hen hat, wessen Nebenkostenabrech-
nung ein Plus einbrachte oder wer sein 
Fahrrad verkauft hat, um zu überleben, 
hat schlichtweg Pech. Ganz abgese-
hen davon, dass mit 500 Euro im Monat 
in keiner deutschen Uni-Stadt die Le-
benskosten bestritten werden können.

Fest steht: Die soziale Ungleich-
heit wird nicht mit dem Zulassungsbe-
scheid zu einer Hochschule abgelegt. 
Dass Studierende von vornherein als 
wohlhabend gelesen werden – entwe-
der qua Herkunft oder qua angeblich 
guter beruflicher Perspektive –, ist ein 
Aspekt, der wirklicher Egalität an Uni-
versitäten und Hochschulen im Weg 
steht. Dass der Großteil der Studieren-
den die Universität mit einer hohen 
formalen Bildung verlässt, schützt sie 
weder vor Prekarität, noch heißt dies, 
dass sie aus gut situierten Verhältnis-
sen kommen. Im Gegenteil macht es 
die Problemlagen jener unsichtbar, die 
mit ebensolchen Realitäten zu kämp-
fen haben. Die unzulängliche Reaktion 
des Bildungsministeriums angesichts 
der Not vieler Studierender reprodu-
ziert diese Ungleichheiten – und of-
fenbart einen Missstand, der dringend 
behoben werden muss. Fragt sich nur, 
wann diese Erkenntnis endlich auch 
dort ankommt. 

10	Vgl. www.überbrückungshilfe-studierende.de.
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